
Satzung 
über die Benutzung der Kindertagesstätten

der Gemeinde Halstenbek
(Kindertagesstättensatzung - Kita-Satzung)

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der jeweils geltenden Fassung  wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 02.07.2018 folgende Satzung erlassen:

§ 1
Aufgabe

Die Gemeinde Halstenbek betreibt und unterhält Kindertagesstätten als soziale öffentliche Einrichtungen. 
Die Kindertagesstätten dienen der Aufnahme und Betreuung von Kindern, und zwar unabhängig von einer 
politischen, nationalen oder konfessionellen Zugehörigkeit der Erziehungsberechtigten.

Ziel und Auftrag der Kindertagesstätten richten sich nach den Vorgaben des Gesetzes zur Förderung von 
Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen (Kindertagesstättengesetz – KiTAG) für Schleswig-
Holstein in der jeweils geltenden Fassung.

§ 2
Aufnahme

(1) Aufgenommen werden Kinder, die mit Ihren Erziehungsberechtigten in Halstenbek mit 1. Wohnsitz 
gemeldet sind. Soweit freie Plätze vorhanden sind, können auch auswärtige Kinder Aufnahme finden, wenn 
die Wohnsitzgemeinde den Kostenausgleich übernimmt.

(2) Ebenfalls aufgenommen werden Kinder, deren Erziehungsberechtigte in der Kindertagesstätte mit 
mindestens der Hälfte der wöchentlichen Arbeitszeit nach dem TVöD SuE pädagogisch beschäftigt sind, 
wenn die Wohnsitzgemeinde den Kostenausgleich für die Betreuung übernimmt.

(3) Die Erziehungsberechtigten zeigen ihren Betreuungsbedarf mit einem Anmeldebogen bei der Gemeinde 
Halstenbek an.
Die Vergabe der Kindertagesstättenplätze erfolgt in Abstimmung mit der Kindertagesstättenleitung durch die
Gemeinde Halstenbek.
Die Erziehungsberechtigten werden schriftlich über den Erhalt eines Platzes informiert. Sie müssen innerhalb 
der in der Zusage angegebenen Frist erklären, ob sie den Platz annehmen wollen. Ansonsten wird der Platz 
anderweitig vergeben.

(4) Die Aufnahme des Kindes erfolgt in der Regel zu Beginn des Kindertagesstättenjahres. Das 
Kindertagesstättenjahr beginnt analog zum Schuljahr nach dem Schulgesetz für Schleswig-Holstein am 1. 
August und endet am 31. Juli.

(5) Die Leitung der Kindertagesstätte lädt die Erziehungsberechtigten möglichst einen Monat vor Beginn des 
Aufnahmemonates zum Aufnahmegespräch ein.
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Mit der Aufnahme des Kindes wird zwischen den Erziehungsberechtigten und der Gemeinde Halstenbek ein 
Betreuungsvertrag geschlossen.
Vom Tag der Erstaufnahme an besteht eine dreimonatige Eingewöhnungsfrist ohne Kündigungsfrist. Nach 
Ablauf der drei Monate gelten dann die Kündigungsfristen des Betreuungsvertrages.

(6) Die Aufnahme erfolgt auf der Grundlage der Aufnahmekriterien der Gemeinde Halstenbek.

§ 3
Kündigung

(1) Eine Kündigung des Betreuungsvertrages ist für beide Vertragsparteien grundsätzlich nur zum Ende eines
Kindertagesstättenjahres möglich. In begründeten Ausnahmefällen/ Härtefällen kann von diesem Grundsatz 
abgewichen werden.

Die Kündigung ist schriftlich vorzunehmen. Die Kündigungsfrist beträgt zwei Monate zum Abmeldemonat.

(2) Abweichend von § 3 Abs. 1 ist ein Ausscheiden aus der Kindertagesstätte in der Zeit vom 01.05. bis 
einschließlich 31.07. des Jahres nicht möglich (Kündigungssperre).

Von der Kündigungssperre kann in begründeten Ausnahmefällen/Härtefällen abgesehen werden.

(3) Bei Umzug der Erziehungsberechtigten in eine andere Gemeinde besteht der Anspruch auf Betreuung des
Kindes nur bis zum Ablauf des Umzugsmonats.

Auf Antrag der Erziehungsberechtigten kann die Betreuung bei einem Umzug in der Zeit von 01.01. bis 
31.07. längstens bis zum 31.07. d.J. bzw. bei einem Umzug in der Zeit von 01.08. bis 31.12. längstens bis 
zum 31.12. d. J. gestattet werden, wenn die neue Wohnsitzgemeinde für den entsprechenden Zeitraum den 
Kostenausgleich übernimmt.

(4) Bleibt ein Kind ohne wichtigen Grund der Kindertagesstätte länger als einen Monat fern, so besteht kein 
Anspruch auf Freihalten des Kindertagesstättenplatzes.

§ 4

Gesundheitsvorschriften

(1) Die in der Kindertagesstätte aufzunehmenden Kinder müssen frei von ansteckenden Krankheiten sein.

Die Erziehungsberechtigten müssen am ersten Betreuungstag eine ärztliche Bescheinigung vorlegen, in der 
für den Besuch der Kindertagesstätte bedeutsame vorangegangene Erkrankungen, insbesondere 
Infektionskrankheiten und Schutzimpfungen des Kindes festgehalten sind.

Diese Bescheinigung darf nicht älter als 14 Tage sein.

(2) Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, die Leitung der Einrichtung wahrheitsgemäß und 
vollständig über den Gesundheitszustand des Kindes zu informieren. Wichtig sind insbesondere 
Informationen über chronische Erkrankungen und Allergien.
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(3) Erkrankt ein Kind, dass eine Kindertagesstätte besucht, an einer ansteckenden Krankheit gemäß § 34 
Abs. 1 und 2 Infektionsschutzgesetz, so darf das Kind die Einrichtung während der Ansteckungsgefahr nicht 
besuchen. Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, dies unverzüglich die Kindertagesstättenleitung 
mitzuteilen.

Dieses gilt ebenfalls, wenn eine meldepflichtige ansteckende Krankheit in der Familie des Kindes auftritt.

Auch das gesunde Kind darf dann die Einrichtung so lange nicht besuchen, wie die Gefahr einer Ansteckung 
besteht.
Es gelten die Bestimmungen des Infektionsschutzgesetzes und der Kindertagesstättenverordnung (KiTaVO).

Einzelheiten hierzu sind in der „Belehrung für Eltern und sonstige Sorgeberechtigte durch 
Gemeinschaftseinrichtungen gemäß § 34 Abs. 5 Satz 2 Infektionsschutzgesetz“ dargestellt.

(4) Bevor ein Kind nach meldepflichtigen Infektionskrankheiten die Kindertagesstätte wieder besucht, muss 
ein ärztliches Attest vorgelegt werden.

(5) Bei einer offensichtlichen Erkrankung, die nicht unter das Infektionsschutzgesetz fällt, aber für die 
Betreuung des Kindes bzw. den Schutz anderer Personen in der Einrichtung relevant ist, kann die Leitung 
entscheiden, ob es vertretbar ist, das Kind während dieser Erkrankung weiterhin zu betreuen. Ist die 
notwendige Pflege seitens der Betreuungskräfte nicht zu verantworten, sind die Erziehungsberechtigten 
verpflichtet, das Kind unverzüglich aus der Einrichtung abzuholen.

(6) Die Betreuungskräfte in den Kindertagesstätten sind nicht verpflichtet Medikamente zu verabreichen.

Sofern dies im Ausnahmefall zwingend notwendig ist, ist eine Bescheinigung des behandelnden Arztes 
erforderlich, dass das betreffende Medikament verabreicht werden darf, sowie Dosierung und Uhrzeit der 
Einnahme.

§ 5

Versicherungsschutz / Haftung

(1) Versicherungsschutz besteht für alle in der Kindertagesstätte angemeldeten Kinder durch die gesetzliche 
Unfallkasse Nord

- auf dem direkten Weg zur Einrichtung und von dort nach Hause,

- während der Dauer des vereinbarten Aufenthaltes in der Kindertagesstätte,

- bei allen Veranstaltungen auch außerhalb der Einrichtung bzw. des Grundstückes
  (z.B. Spaziergänge, Ausflüge, Feste).

(2) Alle Unfälle - auch auf dem direkten Weg zur und von der Kindertagesstätte -, sind der 
Kindertagesstättenleitung unverzüglich zu melden.

Unfälle während des Betreuungszeitraumes sind den Erziehungsberechtigten umgehend durch die Leitung 
der Kindertagesstätte zu melden.

(3) Für abhandengekommene oder beschädigte Gebrauchsgegenstände, Bekleidungsstücke und dergleichen 
wird keine Haftung übernommen.
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§ 6

Öffnungs- und Schließzeiten

(1) Die Kindertagesstätten sind, ausgenommen von den in § 6 Abs. 3 der Satzung aufgeführten 
Schließzeiten, ganzjährig außer an gesetzlichen Feiertagen von montags bis freitags geöffnet.

(2) In den Kindertagesstätten bestehen unterschiedliche Betreuungsangebote. Die Öffnungszeiten werden in 
jeder Kindertagesstätte bedarfsgerecht geregelt.

(3) Die Kindertagesstätten werden während der Sommerschulferien des Landes Schleswig-Holstein für einen 
Zeitraum von 3 Wochen geschlossen.

Die Kindertagesstätten können an Randtagen vor bzw. nach Feiertagen geschlossen werden.

(4) Die Kindertagesstätten können weiterhin an bis zu fünf Tagen für Fortbildungsmaßnahmen und wegen 
innerbetrieblicher Gründe, wie z.B. Betriebsausflug der MitarbeiterInnen, geschlossen werden.

(5) Während der Sommerferien-Schließzeit wird eine Notgruppe eingerichtet, sofern mind. 10 Kinder je 
Kindertagesstätte verbindlich für die Notgruppe angemeldet sind. Die Notwendigkeit der Betreuung ist durch
eine Arbeitgeberbestätigung nachzuweisen.

Zu Betreuungstagen vor bzw. nach Feiertagen (z.B. zwischen Weihnachten und Neujahr) erfolgt eine 
Bedarfs-umfrage in den Kindertagesstätten. Wenn nicht mind. 10 verbindliche Anmeldungen für eine 
Betreuung vorliegen, behält sich die jeweilige Kindertagesstätte vor zu schließen.

(6) Die Erziehungsberechtigten haben dafür Sorge zu tragen, dass ihr Kind mindestens jährlich 3 Wochen 
Urlaub von der Kindertagesstätte hat.

(7) Wird die Kindertagesstätte auf Anordnung des Gesundheitsamtes oder aus anderen zwingenden 
Gründen vorübergehend geschlossen bzw. in ihrem Betrieb eingeschränkt, besteht kein Anspruch auf 
Aufnahme des Kindes in eine andere Gruppe, Notgruppe, andere Einrichtung oder auf Schadensersatz. Eine 
Erstattung des Entgeltes aus diesem Grund erfolgt nicht.

§ 7

Regelung für den Besuch der Kindertagesstätte

(1) Im Interesse des Kindes und der Gruppe soll die Kindertagesstätte regelmäßig besucht werden.
Kann ein Kind die Kindertagesstätte nicht besuchen, haben die Erziehungsberechtigten dies der 
Kindertagesstättenleitung unverzüglich mitzuteilen.

(2) Die Erziehungsberechtigten haben dafür Sorge zu tragen, dass die Kinder bis spätestens 1 Stunde nach 
Beginn der vereinbarten Betreuungszeit in der Kindertagesstätte sind und diese spätestens zum Ende der 
Betreuungszeit wieder verlassen.

(3) Die Aufsichtspflicht des Personals beginnt mit der Übergabe der Kinder an das 
Kindertagesstättenpersonal und endet mit der Übergabe der Kinder an die Eltern oder 
abholungsberechtigten Personen. Sollen Kinder die  Kindertagesstätte vorzeitig verlassen oder den Heimweg
allein bewältigen, bedarf es zuvor einer schriftlichen Erklärung der Erziehungsberechtigten gegenüber dem 
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Kindertagesstättenpersonal. Die Erziehungsberechtigten erklären bei der Aufnahme des Kindes in die 
Kindertagesstätte schriftlich, wer außer ihnen noch zur Abholung des Kindes berechtigt ist. Diese Erklärung 
kann jederzeit aktualisiert bzw. widerrufen werden.

(4) Zum Frühstück sollte dem Kind Brot, Obst oder Gemüse mitgegeben werden, auf Süßigkeiten sollte 
verzichtet werden. In der Kindertagesstätte erhalten die Kinder zu ihrem mitgebrachten Frühstück Milch, Tee
oder Wasser.
In einzelnen Gruppen wird das Frühstück vom pädagogischen Personal beschafft. Dafür wird dann eine 
Umlage erhoben. In diesem Fall sind die Erziehungsberechtigten verpflichtet, ihren Elternanteil in die 
Gruppenkasse einzuzahlen.

(5) Das Mitbringen von Spielsachen sollte in Absprache mit dem pädagogischen Personal geregelt werden. 
Schmuck, Geld sowie spitze, scharfe Gegenstände gehören nicht in die Kindertagesstätte.

(6) Da sich die Kinder zum Spielen auch im Freien aufhalten, ist auf zweckmäßige, dem Wetter angepasste 
Kleidung zu achten. Gummistiefel sollten in den Räumen ausgezogen werden. Dem Kind sollten darum 
Hausschuhe o. ä. mitgegeben werden. Zum Turnen sind Turnhose, Tshirt und Gymnastikschuhe erforderlich.

(7) Alle persönlichen Gebrauchsgegenstände und Bekleidungsstücke der Kinder sind mit dem Namen des 
Kindes, soweit möglich, zu kennzeichnen, damit Verwechslungen und Verluste vermieden werden.

§ 8

Ausschluss von Kindern

(1) Vom weiteren Besuch der Kindertagesstätte können Kinder ausgeschlossen werden, wenn sie

1. mehrfach nicht rechtzeitig vor Beendigung der Betreuungszeit die Kindertagesstätte verlassen,

2. auch nach Ausschöpfung aller Hilfsmöglichkeiten die Arbeit der Kindertagesstätte über Gebühr 
erschweren,

3. die Erziehungsberechtigten in Höhe von zwei Monatsentgelten mit der Entrichtung des 
Kindertagesstättenentgeltes in Verzug geraten sind.

(2) Über Zweifelsfälle entscheidet der zuständige Fachausschuss.

§ 9

Entgelt

(1) Für die Benutzung der gemeindlichen Kindertagesstätten wird von den Erziehungsberechtigten ein 
Entgelt nach der jeweils geltenden Entgeltordnung erhoben.
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(2) Da das Entgelt eine Beteiligung an den gesamten Betriebskosten darstellt, ist es durchgehend auch 
während der Schließzeiten, bei vorübergehender Schließung und bei längerem Fehlen des Kindes bis zum 
Ende des Kindertagesstättenjahres zu zahlen.

§ 10

Beirat

Für jede Kindertagesstätte ist ein Beirat gemäß § 18 Abs. 1 des Kindertagesstättengesetzes einzurichten.

Es kann jedoch auch ein gemeinsamer Beirat gemäß § 18 Abs. 4 des Kindertagesstättengesetz gebildet 
werden.

§ 11

Zusammensetzung und Wahlzeit

Der Beirat setzt sich wie folgt zusammen:

3 politische Vertreterinnen oder Vertreter (5 Jahre Wahlzeit gem. GO)
3 Elternvertreterinnen oder Vertreter (1 Jahr Wahlzeit)
3 Vertreterinnen oder Vertreter des pädagogischen Personals.

Sie wählen aus ihrer Mitte die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden. 

Die Mitglieder des Beirates werden je nach ihrer Wahlzeit durch die Gemeindeverwaltung als solche bestellt.

Die Sitzungen des Beirates sind grundsätzlich öffentlich, es sei denn, dass der Beirat allgemein oder im 
Einzelfall anders entscheidet.

§ 12

Aufgaben

Der Beirat wirkt bei wesentlichen inhaltlichen und organisatorischen Entscheidungen der Kindertagesstätte 
mit, insbesondere bei

- der Bewirtschaftung zugewiesener Mittel

- der Aufstellung von Stellenplänen

- der Festsetzung der Öffnungszeiten
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- der Festsetzung der Elternbeiträge und

- der Festlegung des Aufnahmeverfahrens und der Aufnahmekriterien.

Die Stellungnahme des Beirates ist dem Träger der Kindertagesstätte vor dessen Entscheidung schriftlich 
mitzuteilen.

Die Beschlüsse sind Empfehlungen an die gemeindlichen Gremien.

§ 13

Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Die Gemeinde Halstenbek ist berechtigt, zum Zwecke der Anmeldung und Vergabe der 
Kindertagesstättenplätze die dafür erforderlichen personenbezogenen Daten der Kinder und der Eltern sowie
einer weiteren Kontaktperson gemäß § 4 KiTaG zu erheben und zu speichern.

(2) Die Daten werden den Leitungen der gemeindlichen Kindertagesstätten übermittelt. Sie dienen auch
zum Abgleich von Kindertagesstätten-Anmeldungen in allen gemeindlichen Kindertagesstätten im Sinne der 
§§ 8, 8a KiTaG.

(3)  Auf folgende Rechte nach der Datenschutz-Grundverordnung wird besonders hingewiesen:

1. Betroffenenrechte 
Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)
insbesondere folgende Rechte:

a) Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten und deren Verarbeitung (Artikel 15 DS-

GVO).

b) Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder unvollständig sein sollten (Artikel 16 DS-

GVO).

c) Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, sofern eine der Voraussetzungen von Artikel

17 DS-GVO zutrifft.
Das Recht zur Löschung personenbezogener Daten besteht ergänzend zu den in Artikel 17 Absatz 3 DS-
GVO genannten Ausnahmen nicht, wenn eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht
oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. In diesen Fällen tritt an die Stelle einer
Löschung die Einschränkung der Verarbeitung gemäß Artikel 18 DS-GVO.

d) Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden, die

Daten zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen der betroffenen Person
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benötigt werden oder bei einem Widerspruch noch nicht feststeht, ob die Interessen der Meldebehörde

gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen (Artikel 18 Absatz 1 lit. b, c und d DS-GVO).
Wird die Richtigkeit der personenbezogenen Daten bestritten, besteht das Recht auf Einschränkung der
Verarbeitung für die Dauer der Richtigkeitsprüfung. 

e) Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen (siehe Nummer 4. Buchstabe d)), sofern an der

Verarbeitung kein zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die Interessen der betroffenen Person

überwiegt, und keine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet (Artikel 21 DS-GVO).

Nähere Informationen zum Widerspruchsrecht nach dem Bundesmeldegesetz können den Hinweisen auf

dem Meldeschein entnommen werden.

2. Beschwerderecht
Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde (Unabhängiges 
Landeszentrum für Datenschutz, Postfach 71 16, 24171 Kiel, Telefon: 0431 988-1200, E-Mail: 
mail@datenschutzzentrum.de), wenn sie der Ansicht ist, dass ihre personenbezogenen Daten rechtswidrig 
verarbeitet werden.

§ 14

Inkrafttreten

Die Kindertagesstätten - Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung der Gemeinde für die gemeindlichen Kindertagesstätten vom 
20.07.2017 außer Kraft.

Halstenbek, den 16.07.2018

Gemeinde Halstenbek

Der Bürgermeister

gez. Claudius von Rüden

Bürgermeister

mailto:mail@datenschutzzentrum.de

